
Mit Blick auf das vor 40 Jahren vom
Bundesverfassungsgericht gefasste
Grundsatz-Urteil zum Numerus Clau-
sus (NC) kritisierte MdL Susanne
Hennig: „Damals sollte eine Ein-
schränkung der Zugangsfreiheit zum
Studium nur vorübergehend zulässig
sein. Heute werden unter dem Druck
der Finanzknappheit immer mehr Bil-
dungsgänge abgeschottet.“ Seit
2004 dürfen die Bundesländer für ei-
nen Großteil der Studienplätze zu-
sätzliche Vorbedingungen stellen,
wie Berufserfahrung, Notendurch-
schnitte und Auswahlgespräche.
„Die Finanzausstattung der Hoch-
schulen muss verbessert und der NC
abgeschafft werden! Der Hochschul-
zugang muss für jeden möglich sein“,
forderte die Bildungspolitikerin.

Thüringen hat im vergangenen Jahr
mehr Erbschaft- und Schenkungsteu-
ern eingenommen. Im Vergleich zu
2010 stieg das Aufkommen um 1,2
Millionen auf 16,4 Millionen Euro,
wie das Statistische Landesamt mit-
teilte. Dazu sind vom zuständigen Fi-
nanzamt Gotha 1.278 Steuerbe-
scheide erteilt worden. Im vergange-
nen Jahr ist ein statistisch erfasster
Vermögenswert von 153,1 Millionen
Euro übertragen worden. Der steuer-
pflichtige Wert summierte sich auf
70,7 Millionen Euro. 

Darüber hinaus wurden jedoch
auch 72,2 Millionen Euro Verbindlich-
keiten - darunter Hypotheken, Steu-
erschulden, Erbfallkosten oder
Schulden - an die Erben weiterge-
reicht.

In Reaktion auf das von Bundes-
verbraucherministerin Aigner (CSU)
am 19. Juli vorgestellte Gutachten
zu den Dispozinsen unterstrich der
haushaltspolitische Sprecher der
LINKEN im Thüringer Landtag, Ralf
Kalich, seine Forderungen nach ei-
ner gesetzlichen Begrenzung der
Zinsen auf Überziehungskredite.  

Die Linksfraktion hatte am Vortag im
Thüringer Landtag einen Gesetzent-
wurf eingebracht, mit dem die Zinsen,
die Sparkassen ihren Kunden für Dis-
positionskredite berechnen dürfen, auf
maximal fünf Prozent über dem Basis-
zinssatz begrenzt werden sollten. Dies
wären nach aktuellem Stand insge-
samt maximal 5,12 Prozent.

Der Vorstoß der Bundesverbraucher-
ministerin wurde von Ralf Kalich aus-
drücklich begrüßt. Allerdings verwun-
dere es „doch etwas, dass unser Ge-
setzentwurf im Thüringer Landtag von
CDU, SPD, FDP und GRÜNEN abge-
lehnt und nach dem Willen der Koaliti-
on nicht mal in den Ausschuss über-
wiesen wurde“. 

Dies hätte die Möglichkeit eröffnet,
auf der Grundlage des nun vorliegen-
den Gutachtens eine Diskussion im
Sinne der Verbraucher zu führen.
„Letztendlich zeigte sich im Landtag ei-
ne nicht akzeptable Ignoranz der Mehr-
heit gegenüber den Problemen der
Menschen im Freistaat.“

Folgend Auszüge aus der Rede
von Ralf Kalich im Landtag:

„Die Fraktion DIE LINKE legt das drit-
te Gesetz zur Änderung des Thüringer
Sparkassen Gesetzes als Gesetzent-
wurf in erster Lesung vor. Wir haben
festgestellt, dass die Höhe der Zinsen
für Dispokredite für viele Bürgerinnen
und Bürger im Land Thüringen eine
problematische Rolle spielt. Der Leit-
zins der europäischen Zentralbank
liegt momentan bei unter ein Prozent,

schlag unserer Fraktion nicht nur auf
ungeteilte Zustimmung. Ein immer wie-
der gehörter Vorwurf ist, dass das
Land bzw. der Staat in die Preisgestal-
tung eines Kreditinstitutes wie der
Sparkasse eingreift, dies wurde mir an-
getragen.

Es wäre nicht konform mit dem Ge-
setz zur Wettbewerbsbeschränkung.
Diesen Vorwurf gebe ich hiermit zu-
rück, denn umgekehrt wird ein Schuh
daraus. Wenn ein Kreditinstitut wie die
Sparkasse in Thüringen die Zinsen für
Kontokorrentkredite senken würde,
wären andere Kreditinstitute gezwun-
gen, nachzuziehen.

Es kann nicht sein, dass diejenigen,
die aufgrund verfehlter Lohnpolitik
hart am Existenzminimum Monat für
Monat Familien ernähren müssen, ge-
nau hier doppelt bestraft werden,
wenn ihnen unvorhersehbar eine teure
Ausgabe ins Haus steht. In der Regel
trifft dieses Problem den von mir ange-
sprochenen Personenkreis und deren
Kinder sowie eine Vielzahl von Klein-
stunternehmen, die auch Monate mit
wenigen Aufträgen und schlechter

Sparkassengesetz hätte
geändert werdenkönnen

Mit Blick auf das neue Bundes-
mediations-Gesetz sagte Sabine
Berninger, justizpolitische Spre-
cherin der Linksfraktion: „Wenn ei-
ne solche außergerichtliche Streit-
schlichtung als Alternative zum
streitigen Gerichtsverfahren einge-
führt wird, müssen soziale und fi-
nanzielle Hürden beim Zugang zu
diesen Instrumenten ausgeschlos-
sen werden. Denn in einem sozia-
len Rechtsstaat darf es keine Zwei-
Klassen-Justiz geben!"

Das Gesetz soll helfen, Rechts-
streitigkeiten vor allem im Erb-, Fa-
milien- und Arbeitsrecht im gegen-
seitigen Einvernehmen zu lösen,
um langwierige und teure Ge-
richtsverfahren zu vermeiden. Bei
der Mediation suchen streitende
Parteien mit Hilfe eines unabhängi-
gen Dritten nach einer Lösung.
Streitschlichter ist  in der Regel ein
Güterichter oder ein außergericht-
licher Mediator. Die Mediation ist
freiwillig.

Die Linksfraktion hatte in eige-
nen Anträgen und zu Plenardebat-
ten im Landtag immer die Einfüh-
rung von Kostenregelungen ent-
sprechend der Prozesskostenhilfe
gefordert. „Es ist nicht nachvoll-
ziehbar, warum die Thüringer Lan-
desregierung sich offenkundig ei-
ner Nachbesserung verweigert",
betonte die Abgeordnete der LIN-
KEN und kündigte an, dass sie mit
Anfragen an die Landesregierung
die aktuelle Situation der Mediati-
on bei Gerichtsverfahren themati-
sieren und eine detaillierte Positi-
on der Landesregierung zum neu-
en Mediationsrecht verlangen
wird.

MdL Ralf Kalich: Antrag der Linksfraktion zur Begrenzung der Dispozinsen abgelehnt

Landtagssitzungen:
Nach der parlamentarischen

Sommerpause tritt der Landtag
planmäßig wieder vom 19. bis 21.
September in Erfurt zusammen.

Ausstellung:
Im Thüringer Landtag ist noch

bis zum 31. Juli die Wanderausstel-
lung der Mal- und Zeichenschule
Weimar im Rahmen des Jubiläums
„40 Jahre Neubeginn“ zu sehen.
Seit 40 Jahren ermöglicht die
Schule jungen Menschen den Zu-
gang zur Kunst, indem sie die Freu-
de am eigenen Tätigsein lehrt. Na-
türlich wird auch auf Qualität in
der künstlerischen Ausbildung
Wert gelegt, um junge Talente ge-
zielt zu fördern.

www.die-linke-thl.de.

„Die Sozialgerichte dürfen nicht
weiter die Sündenböcke für verfehlte
und schlechte Sozialgesetzgebung
sein. Überfällig sind Sozialgesetze,
die diesen Namen verdienen und die
Rechts- und Existenzsicherheit für
Betroffene bieten. Hartz IV muss als
Armut per Gesetz endlich abge-
schafft werden“, forderte MdL Sabi-
ne Berninger mit Blick auf den Jah-
resbericht der Thüringer Sozialge-
richtsbarkeit. Die steigenden Verfah-
renszahlen zeigten, dass angesichts
von Regelsätzen unter dem Existenz-
minimum, von unklaren und missver-
ständlichen Regelungen, von völlig
unübersichtlich gestalteten Beschei-
den den Betroffenen in ihren existen-
ziellen Nöten nur der Gang zu den
Gerichten bleibe. 
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genau bei 0,75 Prozent. Bei den Zinsen
für Dispokredite ist dabei auffällig,
dass Zinssätze weit über zehn nicht un-
gewöhnlich sind. Ein Zustand, den es
im Interesse der Verbraucherinnen und
Verbraucher zu ändern gilt. Die Verant-
wortung dafür liegt in unserem Haus
und in dem von uns beschlossenen
Thüringer Sparkassengesetz vom
19.7.1994. Sicherlich trifft dieser Vor-

Zahlungsmoral überstehen müssen.
Da ich selbst über viele Jahre mit mei-
ner fünfköpfigen Familie davon betrof-
fen war und fast zehn Jahre im Billig-
lohnsektor im Wachgewerbe in Thürin-
gen mit einem Tariflohn von 4,25 Euro
zum damaligen Zeitpunkt beschäftigt
war, kann ich die Sorgen und Nöte sehr
gut verstehen. 

Wie man mit Menschen umgeht

Genau diejenigen, die sehr hart für
die Ernährung ihrer Familien oft auch
mit Arbeitszeiten weit über 200 Mo-
natsarbeitsstunden arbeiten müssen,
(Überstunden gingen bei 240 Stunden
los) und kaum oder keine Leistungen
von den Sozialsystemen abverlangen,
brauchen die Solidarität und die ge-
setzliche Unterstützung durch unser
Hohes Haus. Denn auch sie sind Lei-
stungsträger unserer Gesellschaft

Ihnen ist es nicht vermittelbar, dass
zum Beispiel die Sparkasse Mittelthü-
ringen mit einem aktuellen Sollzinssatz
für einen Dispositionskredit von 11,63
Prozent und einem Sollzinssatz von für
eine Kontoüberziehung über die einge-
räumte Dispositionslinie von 16,63
Prozent beträgt. 

Unsere Sparkassen sind öffentlich
rechtliche Einrichtungen. Sie leisten ei-
ne hervorragende Arbeit und betreuen
mit Abstand die meisten Kunden in
Thüringen. Dieser Antrag wendet sich
nicht gegen die Beschäftigten, die in
der Regel hochmotiviert ihre Arbeit
verrichten, sondern an Sie, die darüber
befinden, wie man mit einem Großteil
von Menschen in unserer Gesellschaft
umgeht. Solange wir nicht über einen
gesetzlichen Mindestlohn garantieren
können, dass sie von ihrer Hände Ar-
beit leben, muss auch dieses Regulari-
um der Änderung des Thüringer Spar-
kassen Gesetzes von uns genutzt wer-
den, um mehr soziale Gerechtigkeit in
die Gesellschaft zu tragen.“ 


